ee 
Gefeb- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 11. 


(Nr. 6537.) Patent wegen Beſitznahme vormals Bayeriſcher Landestheile. Vom 12. Ja⸗ 
nuar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


thun gegen Jedermann hiermit kund: 

In dem Friedensvertrage, welchen Wir mit Seiner Majeſtät dem Könige 
von Bayern am 22. Auguſt 1866. abgeſchloſſen haben, ſind Uns die ui 
ſtehenden, bis dahin Bayeriſchen Gebietstheile: das Bezirksamt Gersfeld, der 
Landgerichtsbezirk Orb, ohne Aura, die zwiſchen Saalfeld und dem Preußiſchen 
Landkreis Ziegenrück e Enklave Kaulsdorf, abgetreten worden. 


2 


Wir haben beſchloſſen, dieſe Gebietstheile mit Unſerer Monarchie zu ver⸗ 
einigen und zu dieſem Behufe mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages 
das Geſetz vom 24. Dezember v. I. erlaſſen und verkündigt. 5 

Demzufolge nehmen Wir die vorſtehend bezeichneten bisher e 
Gebietstheile durch gegenwärtiges Patent in Beſitz und einverleiben dieſelben 
Unſerer Monarchie mit allen Rechten der Landeshoheit und Oberherrlichkeit und 
mit ſämmtlichen Zubehörden und Anſprüchen. f 

Wir befehlen, die Preußiſchen Adler an den Grenzen zur Bezeichnung 
Unſerer Landesherrlichkeit aufzurichten, ſtatt der bisher angehefteten Wappen 
Unſer Königliches Wappen anzuſchlagen und die öffentlichen Siegel mit dem 
Preußiſchen Adler zu verſehen. 

Wir gebieten allen Einwohnern der nunmehr mit Unſerer Monarchie ver⸗ 


einigten ehemaligen Bayeriſchen Gebietstheile, fortan Uns als ihren rechtmäßigen 


König und Landesherrn zu erkennen und Unſeren Geſetzen, Verordnungen und 
Befehlen mit pflichtmäßigem Gehorſam nachzuleben. 

Wir werden Jedermann im Beſitze und Genuſſe ſeiner wohlerworbenen 
Privatrechte ſchützen und die Beamten, welche in Unſere Dienſte überzutreten 


5 gewillt ſind, auf ihren Poſten und im Genuſſe ihrer Dienſteinkünfte belaſſen. 


Die geſetzgebende Gewalt werden Wir bis zur Einführung der Preußiſchen 
Verfaſſung allein ausüben. 

So lange bis Wir eine andere Einrichtung zu treffen zweckmäßig finden, 
wird jede öffentliche Stelle in der bisherigen Art 8 


Jahrgang 1867. (Nr. 653765380 Un⸗ 


. Ausgegeben zu Berlin den IL. Februar 1867. 


m 
Unfere Kommiſſarien zur Ausführung des Friedensvertrages mit dem König⸗ 
reiche Bayern ſind von Uns angewieſen, hiernach die Beſitznahme auszuführen. 
Hiernach geſchieht Unſer Wille. 
Gegeben Berlin, den 12. Januar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


. (Nr. 6538.) Allerhöchſte Proklamation an die Einwohner vormals Bayeriſcher Landestheile. 


Vom 12. Januar 1867. 


an das Patent, welches Ich heute vollzogen habe, vereinige Ich Euch, 

Einwohner bisheriger Bayeriſcher Lande, mit Meinen Unterthanen, Euren 

Nachbaren und Deutſchen Brüdern. 7 
Durch die Entſcheidung des Krieges, durch den Friedens - Vertrag mit 


Eurem de Könige und durch die Bei HR des gemeinſamen Deut: 


ſchen Vaterlandes nunmehr von einem Fürſtenhauſe getrennt, dem Ihr mit 
treuer Ergebenheit angehangen, tretet Ihr jetzt in den Verband des Nachbar⸗ 
landes, deſſen Bevölkerung Euch durch Stammesgemeinſchaft, durch Sprache 
und Sitte verwandt und durch Gemeinſamkeit der Intereſſen befreundet iſt. 

Ich vertraue Eurem Deutſchen und redlichen Sinn, daß Ihr Mir Eure 
Treue eben ſo aufrichtig geloben werdet, wie Ich zu Meinem Volke Euch aufnehme. 

Euren Gewerben, Eurem Handel und Eurer Landwirthſchaft eröffnen ſich 
durch die Vereinigung mit Meinen Staaten reiche Quellen. Meine Vorſorge 
wird Eurem Fleiße wirkſam entgegenkommen. 

Eine gleiche Vertheilung der Staatslaſten, eine zweckgemäße energiſche 
Verwaltung, ſorgſam erwogene Geſetze, eine gerechte und püntliche Juſtizpflege, 
kurz alle die Garantien, welche Preußen zu Dem gemacht, als was es ſich jetzt 
in harter Probe bewährt hat, werden Euch fortan gemeinſame Güter ſein. 

Eure Religion werde ich ehren und ſchützen. Die Diener der Kirchen 
werden auch fernerhin die Bewahrer des väterlichen Glaubens ſein. Euren Lehr⸗ 
Anſtalten werde Ich Meine beſondere Aufmerkſamkeit widmen. 

Eure kriegstüchtige Jugend wird ſich ihren Brüdern in Meinen anderen 
Staaten zum Schutze des Vaterlandes treu anſchließen; mit Freude wird die 
Preußiſche Armee die tapferen Bayern empfangen und, gemeinſchaftlich mit 
Meinem Heere und Meinen anderen Völkern vereinigt, werdet Ihr Theilnehmer 
an dem Ruhme, die Unabhängigkeit und Freiheit des Deutſchen Vaterlandes 
dauernd gegründet zu haben. a 

Das walte Gott! 


Berlin, den 12. Januar 1867. 5 
Wilhelm. 


(Nr. 6539.) 


(Nr. 6539.) Statut für den Deichverband der Marienwerderſchen Niederung. Vom 12. De⸗ 
zember 1866. 


@\ 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Weichſel⸗ 
niederung von den Bingsbergen bei Gr. Wolz bis zur großen Nogat beim Dorfe 
Weißenberg Behufs gemeinſamer Unterhaltung und Ausbaues der zum Schutz gegen 
die Ueberſchwemmungen der Weichſel beſtehenden Deiche zu einem Deichverbande 
zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhörung der Betheiligten 
erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch unter Aufhebung der Konſtitution vom 
15. Dezember 1713. und der Dammordnung für die Marienwerderſche Niederung 
vom 30. März 1755. auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Ja⸗ 
nuar 1848. SS. II. und 15. (Geſetz⸗Samml. für 1848. S. 54.), die Bildung 
eines Deichverbandes unter der Benennung: 

„Deichverband der Marienwerderſchen Niederung“, 


und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 
ö $. 1. 

In der auf dem rechten Ufer der Weichſel von den Bingsbergen 1 
Gr. Wolz bis zur großen Nogat beim Dorfe Weißenberg ſich erſtreckenden Nie⸗ 
derung werden die Beſitzer aller Grundſtücke, welche ohne Verwallung bei einem 
Waſſerſtande von 21 Fuß 5 Zoll am Pegel bei Kurzebrack der Ueberſchwemmung 
unterliegen würden, zu Einem Deichverbande vereinigt. 

Der Verband bildet eine Korporation und hat ſeinen Gerichtsſtand bei 
dem Kreisgerichte zu Marienwerder. 8 r 

f $. 2. 
Die Deichſozietäten der Wolzerniederung, der Marienwerderſchen Amts⸗ 
und Stadtniederung, der Oeſtlich Mewiſchen 11 Rudnerweider Niederung werden 
el die Abtragung der zur Verſtärkung der Deiche in den früheren Ver⸗ 
bänden gemachten Schulden verbleibt den dazu vertragsmäßig verpflichteten Ort⸗ 
ſchaften und Beſitzern unter Leitung der Deichverwaltungs⸗Behörde. 

Soweit dies eigentliche Sozietätsſchulden find, hat die Deichverwaltung die 
Beiträge nach dem urſprünglichen Vertheilungsplan von den einzelnen Beſttzern 
e im Wege der adminiſtrativen Exekution einzuziehen und für die Be⸗ 
friedigung der Gläubiger zu ſorgen. 

Der Deichverband übernimmt die Deiche der 9 Deichſozietäten, ſo⸗ 
wie die bisherigen fiskaliſchen Deiche vom Deich Nr. 28. des Rudnerweider 
Deiches abwärts, den Deich auf der Förſterkampe, den erſten Kupirungsdamm 
der Nogat und den Kommunikationsdeich auf der. Montauer Spitze bis zum 
Anſchluß an den unteren Schlußdeich bei Weißenberg — ausſchließlich dieſes 
letzteren dem Fiskus verbleibenden Schlußdeiches und des darin befindlichen 
Sieles — in dem gegenwärtigen Zuſtande zur eigenen Unterhaltung. 

Wenn ein Deichbruch in der Niederung eintreten ſollte, ſo darf der untere 
Schlußdeich bei Weißenberg nicht durchſtochen we ſondern das N 
(Nr. 6539.) 3" och⸗ 
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Hochwaſſer muß vermittelſt eines Durchſtichs in den Weichſeldeich unterhalb Rudner⸗ 
weide nach der Weichſel hinaus gelaſſen werden. Die Ne der Durch⸗ 
ſtichſtelle bleibt nach Anhörung des Deichamtes und der Regierung den Miniſtern 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten vorbehalten. 5 


$ 3. 

Die zum Schutze des Deiches erforderlichen Uferwerke hat der Deichver- 
1 1 und zu unterhalten, vorbehaltlich ſeiner Anſprüche an andere 

erpflichtete. 

Die dem Staate gehörigen Dienſtgebäude mit Zubehör und mit den dabei 
benutzten Dienſtländereien, insbeſondere die Kommiſſionshäuſer zu Kurzebrack und 
Montauersſpitze, das Dammmeiſterhaus zu Kl. Grabau und die Buſchwärter⸗ 
häuſer zu Ruſſenau, Kanitzken, Kl. Grabau, Kurzebrack, Schulwieſe und auf der 
großen Laſſeckkampe verbleiben dem Staate. n 

Alles Eigenthum und alle Rechte der aufgehobenen Deichſozietäten, ſowie 
alle Verpflichtungen derſelben gegen Dritte werden in ihrem bisherigen Umfange 
auf den Deichverband übertragen. Dem geſammten Deichverbande kommt auch 
alles das zu Gute, was der Staat in Folge der Zuſicherungen im F. 1. 
Kapitel II. und F. 1. Kapitel IV. der Dammordnung für die ande 
Niederung vom 30. März 1755. noch fernerhin zeitweiſe oder dauernd leiſten wir 


F. 4. 

Der Deichverband hat die Deiche nach der Anweiſung der Regierung bis 
auf mehrere Fuße über den bekannten höchſten Waſſerſtand zu on auf 
vierzehn Fuß (an der Durchſtichſtelle acht Fuß) Kronenbreite, waſſerſeitig dreifüßige, 
landſeitig Ein einhalb bis zweifüßige Böſchungen auszubauen und, ſoweit es erfor⸗ 
derlich iſt, 19 89 landſeitige Bankette zu verstärken Das Deichamt iſt über die 
Höhenlage der Deichkrone zu hören. 


* 


. 5. 


Die Unterhaltung des Liebeſtauwalles von der Brücke bei Marienwerder 
bis zur Rospitzer Grenze liegt unter Aufſicht der Deichverwaltungs⸗Behörde einer 
Sozietät ob, welche aus den Beſitzern der in deſſen Schutz liegenden Wieſen, 
wiſchen der Liebe und der alten 0 zu bilden iſt. Die Beiträge vertheilen 
ich nach Verhältniß der nutzbaren Grundfläche. Mit Rückſicht darauf gebührt 
den betheiligten Beſitzern ein von der Regierung ein⸗ für allemal feſtzuſetzender 
Erlaß an 920 allgemeinen Deichabgaben. In gleicher Weiſe ſteht ein ſolcher 
auch anderen Beſißern oder Sozietäten zu, ſofern nach Anerkenntniß des Deich⸗ 
amtes die Unterhaltung von beſonderen Stauwällen erforderlich iſt und ebenfalls 
erhebliche Laſten verurſacht. Im Uebrigen verbleibt deren Unterhaltung, unter 
Aufſicht der Deichverwaltungs⸗ Behörde, den bisher zu dem Zweck bestehenden 
Sozietäten, welche ſich nur mit Genehmigung des Deichamtes auflöſen und die 
Stauwälle ſchleifen dürfen. 15 

0 


| , 


Wo ſich das Bedürfniß zur gemeinfamen Anlegung von Stauwällen 
herausſtellt, können die betheiligten Grundbeſitzer nach Anhörung des Deichamtes 
durch die Regierung zu beſonderen Wallſozietäten vereinigt, und ebenſo beſtehende 
Sozietäten erweitert oder zufammengelegt werden. Die Anlegung neuer und die 
Beſeitigung beſtehender Schleuſen bedarf der Genehmi Ang des Deichamtes. 

he 


Die Unterhaltung der Quellungsverſchläge iſt Sache des Verbandes, dem 
es indeſſen freiſteht, ſelbige den angrenzenden Beſitzern gegen eine angemeſſene 
Vergütung zu übertragen. Desgleichen liegt dem Verbande ob, die Verbindungs⸗ 
wege zwiſchen den Deichen und den Vorländern, welche zum Transport der Erde 
eingerichtet ſind oder erforderlich werden, zu unterhalten und anzulegen. 


$. 6. 

Es wird eine Regulirung des Entwäſſerungsſyſtems der Niederung nach 
einem vom Deichamte zu berathenden und durch das Miniſterium für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten ei Plan auf Koſten der Niederung 
erfolgen. Die Koſten werden nach dem Deichkataſter ($. 10.) aufgebracht. 

5 Die e und Räumung der Liebe von der Röspitzer Grenze ab⸗ 
wärts, des großen 

dem letzteren bis zum Deichſtel in ihrem gegenwärtigen Laufe — mit Einſchluß 
des Werderkanals und mit Ausſchluß des alten Laufes vom Schloß Mareeſe 
über Rothhof, Unterberg, Weißhof, Stobbendorf, Gutſch, Paſtwa und Zanders⸗ 
weide nach Kramershof — geht auf den Deichverband über. Die übrigen 
Waſſerleitungen bleiben in der Unterhaltung derjenigen Ortſchaften und Befiker, 
welchen ſie bisher nach allgemeinen Landesgeſetzen, Verträgen, Judikaten oder 
e Rechtstiteln oblag. Wo dieſelbe bisher aus beſonderen, jetzt aufhören⸗ 
en Kaſſen ganz oder theilweiſe beſtritten worden, iſt die Vertheilung der Räumungs⸗ 
laſt auf die ſpeziell.! etheiligten nach Anhörung der Entwäſſerun Sintereſſenten 
und des Deichamtes durch die Verwaltungsbehörden zu bewirken. Bis dahin iſt 
die Krautung und Räumung derjenigen Gräben, welche bisher aus der Pfahlkaſſe 
beſtritten wurde, vom Deichverbande zu bewirken. 

Es iſt eine die ganze Niederung umfaſſende Grabenrolle aufzuſtellen und 
ein Krautungs⸗ und ee e von der Regierung auszufertigen. Die 
Aufſicht über die Ausführung a wird der Deichverwaltung anvertraut, 
welche die dabei Säumigen mit allen Mitteln der Exekution zur Erfüllung ihrer 
Pflichten anhalten ſoll. 995 | 

. Je 5 

Die Erdarbeiten an den Deichen und Uferwerken werden in der Regel 
von den Deichbeamten für Geld ausgeführt, doch können durch Beſchluß des 
Deichamtes in außerordentlichen Fällen die Deichgenoſſen ſelbſt zur Naturalarbeit 
verpflichtet werden, wobei auf die größere oder geringere Seng von der 

Bauſtelle Rückſicht zu nehmen iſt. Die Geſtellung der Holz⸗, Faſchinen⸗ und 
ſonſtigen Fuhren zu Deichzwecken liegt den Deichgenoſſen unentgeltlich ob, ſofern 
nicht das Deichamt dafür ebenfalls eine angemeſſene Entſchädigung gewähren will. 

Alle übrigen Bauten und Arbeiten führt die Deichverwaltung aus. Es 
ſoll indeſſen den Deichgenoſſen freiſtehen, bis auf Höhe ihres Deichtatenbeiten es 

(Nr. 6539.) 1% 


aſſerganges und der alten Nogat von der Vereinigung mit 


us | 
Arbeiten an den Deichen zu übernehmen, wenn und foweit dies den Intereſſen 
des Verbandes entſpricht. ö e 
iR 


Die Wafjerbauverwaltung wird dem Deichverbande, wie bisher, den Aus⸗ 
ftich aus den fiskaliſchen Stromkämpen und Außendeichen geftatten. Dem Ver⸗ 
bande werden ferner Su Ländereien im Binnenlande überwieſen, welche 
zur Entnahme der Erde zu den Deichſchüttungen beſtimmt find. 


SE 
Der regelmäßige Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt auf zwölf Silbergroſchen 
für den Preußiſchen Morgen erſter Beitragsklaſſe feſtgeſetzt. Aus den Ueber⸗ 
ſchüſſen iſt ein Reſervefonds von 10,000 Thalern anzuſammeln. 

Sämmtliche Abgaben und Naturalleiſtungen der Deichgenoſſen werden 
nach einem von der Regierung auszufertigenden Deichkataſter aufgebracht. Be⸗ 
hufs der Feſtſtellung iſt das Kataſter dem Deichamte vollſtändig, den einzelnen 
Gemeindevorſtänden, ſowie den Beſitzern der keinem Gemeindeverbande angehörigen 
Grundſtücke, welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, auszugsweiſe mitzutheilen 
und zugleich im Amtsblatt eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, inner⸗ 
halb welcher das Deichkataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtänden 
und dem Regierungskommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei letzterem 
angebracht werden kann. 

Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden, welche auch 
gegen die im F. 10. enthaltenen Grundſätze der Kataſtrirung gerichtet werden 
önnen, von dem Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, eines 
Deichamts⸗Deputirten und der erforderlichen Sachverſtändigen unterſucht. 

Dieſe Sachverſtändigen ſind hinſichtlich der Grenzen des Inundations⸗ 

ebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer, oder nöthigen⸗ 

falls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei ökonomiſche Sachver⸗ 
ftändige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein 
Waſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann. Die Sachverſtändigen werden 
von der 9 5 ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich der 
Beſchwerdeführer einerſeits und der Deichamts⸗Deputirte andererſeits, bekannt ge⸗ 
macht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird demgemäß 
das Deichkataſter berichtigt. Anderenfalls werden die Akten an die Regierung 
zur Entſcheidung über die Beſchwerde eingereicht. Wird die Beſchwerde ver⸗ 
worfen, ſo treffen die Koſten der Unterſuchung den Beſchwerdeführer. Binnen 
vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen 
an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zuläſſig. Nach er⸗ 
folgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe von der Regierung auszufertigen 
und dem Deichamte zuzuſtellen. | ; 

Die Koſten der Aufitellung des Kataſters find rückſichtlich der Vermeſſung 
von den Intereſſenten, im Uebrigen von dem geſammten Deichverhande zu tragen. 
Daſſelbe Verfahren iſt bei der Feſtſtellung des Beitragsverhältniſſes für die 
Stauwallſozietäten (§. 5.) zu beobachten. 8. 10 5 


$. 10. 


In dem Deichkataſter find alle von der Verwallung geſchützte ertrags⸗ 
fähige Grundſtücke, welche ohne die Eindeichung bei einem Waſſerſtande von 
21 Fuß 5 Zoll am ge: Pegel der Ueberſchwemmung unterliegen und 

dadurch einen Schaden erleiden würden, nach dem Extragswerth in vier Klaſſen 
zu veranlagen, und zwar: 


a) in der J. Klaſſe: 
die Gärten und g i a 
die Ackerländereien, die Weizen-, Gerſten⸗ und guten Roggenboden haben, 
desgleichen die Wieſen, die ihnen im Ertrage gleichſtehen, mit der ganzen 
Fläche, die Hof- und Bauſtellen als Klaſſe I. a. mit der doppelten Fläche; 


b) in der II. und III. Klaſſe: 


die Ländereien, welche den erſteren an Güte und Ertragswerth verhältniß⸗ 
mäßig nachſtehen, mit % reſp. der halben Fläche; 


e) in der IV. Klaſſe: 


die . und diejenigen Ländereien, die durch Veranlagung 
in der III. Klaſſe noch zu hart betroffen werden würden, mit der Fläche. 


Bis zur endgültigen Feſtſtellung des Deichkataſters werden die Abgaben 
und Leiſtungen der Deichgenoſſen nach dem auf dieſe Grundſätze aufgeſtellten 
Entwurf vertheilt. su 


Die Erdarbeiten an den Deichen müſſen bis zum 1. Auguſt, die Uferbauten 
bis zum 15. Oktober vollſtändig ausgeführt fein, wenn die Regierung dem Deich- 
verbande keinen längeren Ausſtand bewilligt. ; 

Der jährliche Bauplan unterliegt der Feſtſetzung der Regierung. 


9. 12. 


Die Vertheilung der von den Deichgenoſſen zur Bewachung und Ver⸗ 
theidigung des Deiches zu fen d Mannſchaften, Fuhren und Pferde, ſowie 
der erden Materialien und Geräthſchaften erfolgt zwar nach dem un⸗ 
eaten Verhältniß der Deichkaſſenbeiträge, doch können mit Genehmigung der 
Regierung die einzelnen Leiſtungen, vorbehaltlich einer Ausgleichung, nach Maaß⸗ 
gabe des Bedürfniſſes anderweitig vertheilt werden. 

Bretter und Pfähle ſind ebenfalls von den Deichgenoſſen zu liefern, und 
wird dafür bei Beſchädigung, Verbrauch oder Verluſt Erſatz geleiſtet. 
| Die Beſchaffenheit der Lokalitäten zur Unterbringung der Mannſchaften, 
Fuhrwerke, Geräthſchaften u. ſ. w. liegt dem Deichverbande ob. 


N 8 
Das Deichamt beſteht aus achtzehn Mitgliedern: 


| 1) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter als Vorfigenden; 
(Nr. 6539.) & 2) dem 


er — 180 — : 

2) dem Deichinſpektor / 

3) aus ſechszehn Repräſentanten der Deichgenoſſen. 

Zum Deichhauptmann ift wo möglich ein in der Niederung angeſeſſener 
Grundbeſitzer zu wählen, oder. — im Falle des $. 29. Abſatz 2. des Normal⸗ 
Deichſtatuts vom 14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. S. 935.) — von der 
Regierung zu ernennen. 

Die Ernennung erfolgt in dem erwähnten Falle auf höchſtens Ein Jahr. 
Die Oeichgeſchworenen haben, ſoweit ſie nicht ſelbſt Repräſentanten find, 
im Deichamte eine berathende timme. ER 


§. 14. 


1 der Wahl der Repräſentanten zerfällt die Niederung in ſechszehn 
Wahlbezirke. 
Es wählen je Einen Repräſentanten und Einen Stellvertreter: 

im J. Bezirk: 
die Ortſchaften Gr. Wolz, Kl. Wolz, Ruſſenau und Dorf 
Rundewieſe / 

im II. Bezirk: 
die Gutsbezirke Rundewieſe und Keilhof, Sedlinen, Bialken und 
Hohenſee 

im III. Bezirk: 
die Ortſchaften Stangendorf und Klein⸗Nebrau / 

im IV. Bezirk: 

Groß⸗Nebrau und Weichſelburg / 

im V. Bezirk: 

Kanitzken und Groß-Grabau; 

im VI. Bezirk: 

Klein⸗Grabau, Köllmiſch Neuhöfen, Dorf Neuhöfen, Schwanenland, 

Schwanenlands⸗ und Rohrbunkswieſen , 

im VII. Bezirk: | | 
Schinkenberg, Treugenkohl, Neumühlbach, Klein⸗Paradies, Kam: 
pangen, Rospitz und Gut Bogguſch / 75 

im VIII. Bezirk: 

Ellerwalde und Groß⸗Paradies 

im IX. Bezirk: 

Oberfeld, Rathsweide, Kurzebrack, Ziegellack und Gut Sechsſeelen; 
i im, 
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im X. Bezirk: 


Mareeſe, Schloß Mareeſe, die Schloßwieſen, Baldram, Stürmers⸗ | 


berg, Roßgarten und Marienwerder; 

im XI. Bezirk: 
Rothhof, Weißhof, Gut Weißhof, Unterberg, Unterwalde, Stobben⸗ 
dorf und Paſtwa; 

im XII. Bezirk: 255 
Gutſch, Kramershof, Zandersweide, Gr. Schardau, Baggen, Bud⸗ 
czin und Zieglershufen a 

im XIII. Bezirk: f 
Mewiſchfelde, Fuchswinkel und Gr. Weide; 

im XIV. Bezirk: 


Johannisdorf, Außendeich, Neuliebenau, Kleinfelde, Brolauer Kämpe 
und Schadewinkel, f 


im XV. Bezirk: 
Schulwieſe, Rudnerweide, Kl. Schardau und adl. Schardau; 
im XVI. Bezirk: 
Montauerweide, Traheimerweide, Rehhof, Zwanzigerweide, Schwein⸗ 
grube, Schulzenweide, Tralau, Vönhof und Bliewnitz 
0 6 ſechszehn Repräſentanten und eben ſoviel Stellvertreter auf vier Ae 
Alle zwei Jahre ſcheidet die Hälfte aus; die Ausſcheidenden werden zum erſten 
Mal durch das Loos, demnächſt durch das längere Dienſtalter beſtimmt. Die 
Wahl der Repräſentanten und deren Stellvertreter erfolgt nach abſoluter ee 
heit der abgegebenen Wahlſtimmen. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet 
das Loos. 
Wählbar iſt jeder großjährige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Urtel berloren hat und nicht Unter⸗ 


beamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhören der Wählbarkeit verliert die 


Wahl ihre Wirkung. 


Vater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mitglieder des Deich⸗ 


amtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewählt, ſo wird der ältere 
allein zugelaſſen. 


H. 15. 


Stimmfähig bei der 1 00 iſt jeder Beſitzer eines deichpflichtigen Grund⸗ 
ſtückes von dreißig (im X. Wahlbezirke von zehn) Normalmorgen im Wahlbezirk, 
wenn der Beſitzer mit ſeinen Deichkaſſenbeiträgen nicht im Rückſtande iſt und den 
; BR der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß ver- 
oren hat. 

Jahrgang 1867. (Nr. 6539.) 24 Be⸗ 
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| Beſitzer von 31 bis 60 Normalmorgen SS | 
(im X. Bezirk von 11 bis 20 en. haben 2 Stimmen, 
Beſitzer von 61 bis 90 Normalmorgen ; 
(im X. Bezirk von 21 bis 30 Martian) haben > Stine 
und fo fort. Doch kann kein einzelner Beſitzer in demſelben Wahlbezirke mehr 
als zehn (im X. Bezirk als dreißig) Stimmen abgeben. Den kleineren Grund⸗ 
beſitzern, deren Landbeſitz zuſammen genommen dreißig (im X. Bezirk zehn) 
Normalmorgen oder darüber beträgt, bleibt das Recht vorbehalten, ſich durch 
einen, beziehungsweiſe mehrere bevollmächtigte Deichgenoſſen bei den Wahlen 
vertreten zu lassen ö 
Die Beſitzer der ſelbſtſtändigen Güter und Beſitzungen können ihr Stimm⸗ 
recht ſelbſt ausüben, oder ihren Gutspächter, Gutsverwalter, oder einen anderen 
Deichgenoſſen dazu bevollmächtigen. Pfarren, Kirchen, Schulen und andere 
moraliſche Perſonen, desgleichen Frauen und Minderjährige dürfen das nach 
Maaßgabe ihres Grundbeſitzes ihnen zuſtehende Stimmrecht durch ihre geſetzlichen 
Vertreter oder einen anderen bevollmächtigten Deichgenoſſen ausüben laſſen. 
Gehört eine ſelbſtſtändige Beſitzung mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, jo 
kann nur Einer derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. 


$. 16. 


Die Wahlkommiſſarien ernennt das erſte Mal die Regierung, ſpäter der 
Deichhauptmann. 

Bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der u zur Annahme 
unbeſoldeter Stellen, zu denen in dieſer Beziehung auch das Amt der Deich⸗ 
geſchworenen gerechnet wird, kommen die Vorſchriften über die Gemeindewahlen 
analogiſch zur Anwendung. N 


SR. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und Behinderungsfällen des 
Repräſentanten deſſen Stelle ein, und tritt für ihn ein, wenn der Repräſentant 
während feiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder 
ſeinen Wohnſitz an einem entfernteren Orte wählt. 


§. 18. 


Für dieſen Deichverband gelten die Allgemeinen Beſtimmungen für künftig 
zu erlaſſende Deichſtatute vom 14. November 1853. (Geſetz-Samml. S. 735. ff. 


ſoweit fie nicht vorſtehend abgeändert oder ergänzt worden ſind. 


8. 19 


Abänderungen des vorſtehenden Deichſtatuts können nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. Rs N: 5 
| | 1 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 25 ne 
Gegeben Berlin, den 12. Dezember 1866. 


(. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(r. 6540.) Allerhöchſter Erlaß vom 31. Dezember 1866., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis- 
Chauſſee von Diesdorf im Kreiſe Salzwedel bis zur Kreisgrenze bei 
Waddekath in der Richtung auf Wittingen. ö 
I iiber Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Straße von Diesdorf im Kreiſe Salzwedel, Regierungsbezirk Magde⸗ 
burg, bis zur Kreisgrenze bei Waddekath in der Richtung auf Wittingen durch 
den Kreis Salzwedel genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem genannten Kreiſe 
das Exproprigtionsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe Salzwedel gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden 1 5 einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie diefe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 
Berlin, den 31. Dezember 1866. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. | 
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(Nr, 6541.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Januar 1867., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Brachtendorfs Mühle an der Flaumbachſtraße im Kreiſe 
Zell, des Regierungsbezirks Coblenz, über Alt- und Mittel⸗Strimmig und 
Blankenrath bis Gaſſenhof an der Lutzerath-Gödenrother Bezirksſtraße. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom 0 Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Brachtendorfs Mühle an der Flaumbachſtraße im Kreiſe 
Zell, des Regierungsbezirks Coblenz, über Alt⸗ und Mittel⸗Strimmig und Blanken⸗ 
Ian) bis Gaſſenhof an der Lutzerath-Gödemother Bezirksſtraße genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Alt⸗Strimmig, Mittel⸗Strimmig, Reiden⸗ 
fender und Blankenrath das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee er⸗ 
orderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den Rane de 
Gemeinden gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des 
für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Sts e betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften , wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats-Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwen⸗ 
dung kommen. N 5 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. b 


Berlin, den 14. Januar 1867. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
E 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


